
infolgedessen zu einer ungerechten Verurteilung 
führen. Die Ursachen sind entsprechend den Bedin­
gungen in der Übergangsperiode vielfältig.
Einer besonderen Betrachtung bedürfen die Pro­
bleme der Jugendkriminalität. Sowohl die Über­
windung ihrer Ursachen als auch ihre Bekämp­
fung betreffen nur zu einem Teil die Arbeit der 
Straforgane und sind in besonderem Maße ver­
bunden mit dem gesamten Problem der sozialisti­
schen Erziehung und Bildung unserer Jugend von 
Kindheit an. Gerade bei den Jugendlichen wirken 
die Kräfte unserer neuen, sozialistischen Verhält­
nisse noch nicht immer stark genug, um die nega­
tiven Einflüsse von Westberlin und Westdeutsch­
land zurückzudrängen.
Vordringlich müssen die Straforgane ihre Auf­
merksamkeit einer besonderen Seite der Krimina­
lität der Jugendlichen, nämlich den Erscheinungen 
des Rowdytums, zuwenden. Dieses wird in der 
gegenwärtigen Situation vom Gegner zu einer 
Methode des Klassenkampfes gemacht und gefähr­
det an gewissen Brennpunkten die Aufrechterhal­
tung von Ordnung und Sicherheit. Es erfordert 
eine entschiedene Bekämpfung seitens der Straf­
organe, ohne daß in jedem lauten, undisziplinier­
ten Auftreten Jugendlicher bereits eine „Bande“ 
und Rowdytum gesehen wird.

II
Um feststellen zu können, auf welchem Weg die 
Strafverfolgungsorgane voranschreiten müssen, ist 
von dem Grundsätzlichen des sozialistischen 
Rechts und der sozialistischen Justiz auszugehen.
In der Periode des entfalteten Aufbaus des Sozia­
lismus kommt es entscheidend darauf an, den 
gesetzmäßigen Prozeß der Wandlung der mensch­
lichen Persönlichkeit, der in ihrem Denken, 
Fühlen und Handeln vom Ich zum Wir führt, mit 
allen gesellschaftlichen und staatlichen Mitteln zu 
fördern. Der sozialistische Staat und sein Recht 
werden infolge der Gesetzmäßigkeit der sozialisti­
schen Entwicklung zu einem immer umfassenderen 
Instrument der Sicherung der Errungenschaften 
der Arbeiterklasse, der Entwicklung und Festi­
gung der sozialistischen Beziehungen und des 
Bewußtseins der Menschen. Das sozialistische 
Recht spiegelt die bewußt gewordenen Gesetz­
mäßigkeiten der gesellschaftlichen Umwälzung 
wider und leitet dadurch die Menschen an, alle 
Kräfte für den Sieg des Sozialismus einzusetzen. 
In der Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
liegt die Gewähr dafür, daß die freiwillige, be­
wußte Disziplin freier, gleichberechtigter Men­
schen erreicht und damit das zu Rechtsverletzungen 
führende egoistische, hemmende Gegeneinander 
überwunden wird — ein Ziel, das nur durch die 
sozialistische Gesellschaftsordnung und niemals in 
einer bürgerlichen Klassengesellschaft erreicht 
werden kann.
Die Rechtspflege in ihrer ganzen Breite (Vorbeu­
gung, Gerichtsverfahren, politische Massenarbeit) 
hat die Durchsetzung dieser sozialistischen Gesetz­
mäßigkeit zum Ziele. Der Kriminalität wird durch 
die weitgehende Beseitigung der Ausbeutung der 
Menschen durch den Menschen, durch das ständige 
Wachstum des wirtschaftlichen und kulturellen 
Wohlstandes und die fortschreitende Festigung
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der politisch-moralischen Einheit des Volkes 
immer mehr der Boden entzogen. In der DDR gibt 
es keine unaufhebbaren Ursachen für das Ver­
brechen mehr. Verbrechen sind in der jetzigen 
Etappe zum Teil die Folgen der unmittelbaren 
Einwirkung des Klassengegners; zum weitaus 
größten Teil wurzeln sie in den noch nicht über­
wundenen Überresten der alten, bürgerlichen 
Denk- und Lebensweise, deren Überwindung bei 
den Menschen sehr verschieden verläuft und 
durch Einflüsse des in Westdeutschland herrschen­
den klerikal-militaristischen Regimes gehemmt 
wird.
Die Ursachen für Verbrechen werden in zuneh­
mendem Maße durch die organisierende, bewußt­
seinsbildende Kraft der sozialistischen Gesellschaft 
und des sozialistischen Staates beseitigt. Im System 
der staatlichen und gesellschaftlichen Maßnahmen 
ist die Strafe jedoch noch ein notwendiges Mittel 
der Arbeiter-und-Bauern-Macht. Sie dient der 
Unterdrückung konterrevolutionärer und anderer 
schwerer Verbrechen. Bei anderen Straftaten ist 
die gerichtliche Verurteilung vor allem darauf 
gerichtet, den Rechtsbrecher zu erziehen und ihn 
wieder in die Gesellschaft einzugliedern. Jedes 
Strafverfahren muß durch die Aufdeckung der 
Straftaten und ihrer den Sieg des Sozialismus 
hemmenden Ursachen und Auswirkungen dazu 
beitragen, das gesellschaftliche Bewußtsein und 
Verantwortungsgefühl des Verurteilten und der 
Bevölkerung zu vertiefen und zu stärken.
Die Gerechtigkeit, deren Wesen in der Program­
matischen Erklärung des Staatsrates grundsätzlich 
entwickelt wurde, kommt in unserem Strafrecht 
in zweifacher Richtung zum Ausdruck: Die Feinde 
des Friedens und der Arbeiter-und-Bauern-Macht 
werden mit der notwendigen Härte bestraft. 
Gegen solche Bürger aber, die bisher ehrlich ihrer 
Arbeit nachgegangen sind und deren Rechts­
verletzung als einzelne Entgleisung vom normalen 
Gang ihres Lebens anzusehen ist, muß auch in der 
Strafe vor allem die überzeugende Kraft unserer 
Ordnung wirken. Denn mit der Festigung der 
staatlichen Ordnung und der neuen Gesellschaft 
verändert sich das Verhältnis von Zwang und 
Überzeugung im Strafrecht; die Methoden der 
Erziehung durch Überzeugung gewinnen immer 
mehr an Gewicht. Damit wandelt sich auch der 
Charakter der gerichtlichen Strafen. Strafen ohne 
Freiheitsentzug, bei denen die Überzeugung des 
Täters im Vordergrund steht, werden Schritt für 
Schritt zur bestimmenden Strafart des sozialisti­
schen Staates. Die Anwendung dieser Grundsätze 
bietet die Gewähr, daß die Tätigkeit der Straf­
organe mit den Entwicklungsgesetzen der Gesell­
schaft in Einklang steht. Dadurch wird erreicht, 
daß wirklich nur solche staatlichen Zwangsmaß­
nahmen verhängt werden, die auf den Verurteilten 
überzeugend wirken und bei der Bevölkerung 
Verständnis finden.
Wie alle staatliche Leitungstätigkeit muß auch die 
Tätigkeit der Straforgane nicht „Ausübung admi­
nistrativer Kommandogewalt, sondern Führung der 
Menschen auf dem Weg des bewußten Kampfes 
für den Sieg des Sozialismus“1 sein. Bei den

1 Programmatische Erklärung des Vorsitzenden des Staats­
rats der DDR vor der Volkskammer, Berlin 1960, S. 38.


